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communia entwickelt seit 2020 als bewegungsnaher Thinktank 
Strategien für eine demokratische Wirtschaft, Vergesellschaftung 
und Öffentlichen Luxus. Dazu unterstützen wir soziale 
Bewegungen, die sich für Vergesellschaftung einsetzen und 
alternative, öffentliche und demokratische Eigentumsmodelle 
erproben, um Klimakrise und Ungleichheit zu überwinden. Wir 
gestalten Politik, forschen und entwickeln neue Erzählungen für 
eine Wirtschaft, die den Vielen dient – weil sie den Vielen gehört.
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Executive Summary 
	— Die Stahlindustrie ist in einer existenziellen Krise. 

Zur strukturell verursachten weltweiten Überpro-
duktion, zu einer aktuell schwachen Nachfrage 
und zu langen Investitionszyklen, die kurzfristigen 
Profitinteressen gegenüberstehen, kommt heute 
die enorme Herausforderung einer Umstellung 
der Produktion auf grünen Wasserstoff, um völ-
kerrechtlich bindende Klimaziele zu erreichen. 

	— Es wird immer deutlicher: Einer Stahlindustrie in 
privater Hand kann der notwendige Umbau trotz 
massiver öffentlicher Förderungen nicht gelin-
gen. Die Umstellung auf grünen Wasserstoff mit 
gleichzeitigem Ausbau der dafür notwendigen In-
frastrukturen ist in der Logik privater Investitions-
zyklen und Renditeerwartungen nicht leistbar. 
Während die Konzerne dementsprechend ihre 
Profite sichern, solange es noch geht, sind Klima-
ziele, die industrielle Zukunft und zehntausende 
Arbeitsplätze akut bedroht.

	— Die industriepolitischen Forderungen, die die 
Debatte um die aktuelle Stahlindustrie aktuell 
prägen, sind nicht ausreichend, um die notwen-
dige Planungssicherheit und die anstehenden 
massiven Investitionen herzustellen und die Um-
setzung einer gerechten Transformation tatsäch-
lich sicherzustellen. Auch Rettungs-Teilverstaatli-
chungen werden die strukturellen Probleme nicht 
dauerhaft lösen können.

	— Unterdessen sieht Artikel 15 des Grundgesetzes 
die Möglichkeit vor, die Stahlindustrie zum Zwe-
cke der Vergesellschaftung in Gemeinwirtschaft 
zu überführen. Als Schlüsselindustrie wurde 
ihre Vergesellschaftung unter anderem von der 
IG Metall bereits in den 1980er Jahren gefordert. 
Vor dem Hintergrund der Klimakrise und der neu 
erwachten Vergesellschaftungsdebatte ist es an 
der Zeit, die bereits stark konzentrierte Stahlin-
dustrie zu vergesellschaften und in ein demokra-
tisches Eigentumsmodell zu überführen. 

	— Nur durch eine Ausrichtung am Gemeinwohl statt 
an Profitinteressen und nur durch eine demokra-
tisch kontrollierte Koordination wird die Finan-
zierung der Umstellung auf grünen Wasserstoff 
möglich sein. Eine öffentliche Grundstoffindustrie 
muss und kann als Kernelement der Klimatrans-
formation schnellstmöglich dekarbonisiert wer-
den. Langfristig erlaubt eine Demokratisierung 
zudem eine Neuorientierung hin zu einer bedarfs-
gerechten Local-for-local-Produktion, sowie 
einen bedeutsamen Hebel für die weitergehende 
ökologische Transformation und Demokratisie-
rung der Industrie.
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Die deutsche (und europäische) Stahlindustrie ist 
– mal wieder – in der Krise. Zentrale Stahlkonzerne wie 
ThyssenKrupp Steel oder Hüttenwerke Krupp Man-
nesmann drohen mit Massenentlassungen; allein bei 
ThyssenKrupp Steel sollen 11.000 Arbeitsplätze ab-
gebaut werden1. Investitionspläne werden verscho-
ben oder abgesagt2. Die deutsche und europäische 
Stahlindustrie ist jedoch nicht zum ersten Mal in einer 
solchen Krise. Doch anders als heute wurde der dro-
hende Beschäftigungsverlust in der Vergangenheit 
nicht immer nur mit der Forderung nach sozialer Ab-
federung beantwortet, sondern auch mit ambitionier-
ten Modellen für eine industrielle Zukunft.

Fast 40  Jahre ist es her, dass die IG  Metall ge-
meinsam mit anderen gesellschaftlichen Akteuren 
angesichts einer strukturellen Krise der deutschen 
Stahlindustrie ein radikales Konzept auf die Tages-
ordnung setzte: die Vergesellschaftung der Stahl-
konzerne. Im Oktober 1983 stimmten die Delegierten 
des 14. Gewerkschaftstages fast einstimmig für eine 
Sozialisierung der Stahlindustrie.3 

Heute steht die deutsche Stahlindustrie vor exis-
tenziellen Herausforderungen, die strukturell ähn-
lich, aber in ihrer gesellschaftlichen Dimension noch 
größer sind. In den 1980er Jahren waren es wie heu-
te eine Überproduktion durch Standortkonkurrenz, 
Nachfrageschwäche durch Konjunkturflauten und 
strukturelle Profitabilitätsprobleme, die die Branche 
erschütterten. Die privaten Stahlkonzerne drohten 

1  	https://www.tagesschau.de/wirtschaft/unternehmen/thyssenkrupp-sanierungstarifvertrag-100.html, abgerufen am 20.1.2026

2  	https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/arcelor-mittal-stahlhersteller-sagt-wasserstoffprojekt-in-milliardenhoehe-
ab/100136073.html, abgerufen am 20.1.2026

3  	https://www.nd-aktuell.de/artikel/1176984.ig-metall-gemeineigentum-als-krisenloesung.html, abgerufen am 20.1.2026

4  Germanwatch Hintergrundpapier: Klimaneutrale Stahlindustrie https://www.germanwatch.org/sites/default/files/germanwatch_kli-
maneutrale_stahlindustrie_2023.pdf, abgerufen am 20.1.2026

5  	https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/arcelor-mittal-stahlhersteller-sagt-wasserstoffprojekt-in-milliardenhoehe-
ab/100136073.html, abgerufen am 20.1.2026

damals wie heute mit den gleichen vermeintlichen 
Lösungen: Arbeitsplatzabbau und Androhung von 
Werksschließungen – Rendite absichern auf dem Rü-
cken von Beschäftigten und öffentlichen Kassen. 

Doch trotz Ähnlichkeiten zu historischen Stahl-
krisen ist die heutige ungleich komplexer: Die aktuelle 
Krise ist von einer Überlagerung allgemeiner Struk-
tur- und konjunktureller Probleme mit der existenziel-
len Herausforderung der Klimaneutralität geprägt. Die 
Stahlindustrie ist nicht nur für 30  Prozent der deut-
schen Industrieemissionen verantwortlich4, sondern 
ist als Grundstoffindustrie gleichzeitig unverzichtbar 
für den Aufbau klimaneutraler Infrastrukturen, bspw. 
beim Ausbau der Bahn oder der erneuerbaren Ener-
gien. Während insbesondere die Dekarbonisierung 
der Stromversorgung bereits im Gange ist, steht die 
Dekarbonisierung der Stahlproduktion gerade erst 
am Anfang. 

Doch selbst die ersten vorsichtigen Versuche ei-
ner Transformation stehen schon wieder infrage. Trotz 
staatlicher Beihilfen stoppte bspw. ArcelorMittal seine 
Dekarbonisierungspläne und verzichtete auf 1,3  Mil-
liarden Euro Fördermittel.5 ArcelorMittal begründet 
die Transformationsabsage auch mit Verweis auf die 
Stahlkrise und unklare Zukunftsaussichten. Die Trans-
formation des Stahlsektors ist und bleibt ungeklärt, 
und stetig wachsen die Zweifel, ob die privaten Stahl-
konzerne und ihre Investoren die richtigen Partner für 
die Dekarbonisierung der Stahlindustrie sind.

1
Einleitung

https://www.tagesschau.de/wirtschaft/unternehmen/thyssenkrupp-sanierungstarifvertrag-100.html
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/arcelor-mittal-stahlhersteller-sagt-wasserstoffprojekt-in-milliardenhoehe-ab/100136073.html
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/arcelor-mittal-stahlhersteller-sagt-wasserstoffprojekt-in-milliardenhoehe-ab/100136073.html
https://www.nd-aktuell.de/artikel/1176984.ig-metall-gemeineigentum-als-krisenloesung.html
https://www.germanwatch.org/sites/default/files/germanwatch_klimaneutrale_stahlindustrie_2023.pdf
https://www.germanwatch.org/sites/default/files/germanwatch_klimaneutrale_stahlindustrie_2023.pdf
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/arcelor-mittal-stahlhersteller-sagt-wasserstoffprojekt-in-milliardenhoehe-ab/100136073.html
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/arcelor-mittal-stahlhersteller-sagt-wasserstoffprojekt-in-milliardenhoehe-ab/100136073.html
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Doch heute wie vor 40 Jahren gibt es eine Alternative: 
Anstatt ohnmächtig vor Krisenfolgen und Transfor-
mationsherausforderungen zu stehen und auf wenig 
Erfolg versprechende Verhandlungen mit den priva-
ten Stahlkonzernen zu setzen, bietet das deutsche 
Grundgesetz die Möglichkeit, die private Stahlindus-
trie zur Zukunftssicherung und zum Allgemeinwohl in 
Gemeinwirtschaft zu überführen. Schon 1981 berief 
sich das „Memorandum 81“ der Arbeitsgruppe Alter-
native Wirtschaftspolitik auf Artikel 15 des Grundge-
setzes (GG), der „die Vergesellschaftung von Grund 
und Boden, Naturschätzen und Produktionsmitteln“ 
erlaubt.6 Auch die IG-Metall-Satzung fordert seit 
1949 in Paragraph 2 eine „Überführung von Schlüs-
selindustrien […] in Gemeineigentum“.7 Heute kämpft 
die Initiative „Deutsche Wohnen und Co. enteignen“ 
für die Vergesellschaftung großer Teile des Berliner 
Wohnungsbestands und konnte 59,1  Prozent der 
Wähler*innen davon überzeugen. Die neuerliche De-
batte und die politischen Auseinandersetzungen um 
Vergesellschaftung liefern interessante Erkenntnis-
se, die sich produktiv auf den Stahlsektor übertragen  
lassen. 

6  	 Memorandum ‘81: Demokratische Wirtschaftspolitik gegen Marktmacht und Sparmaßnahmen https://www.alternative-wirtschafts-
politik.de/kontext/controllers/document.php/608.c/8/48d309.pdf, abgerufen am 20.1.2026

7  	 Satzung der IG Metall https://www.igmetall.de/download/20231222_IGM_Satzung_2024_232da4272e6e85e92c762acbccd45ac-
b4569dafd.pdf, abgerufen am 20.1.2026

Denn interessanterweise wurde Art. 15 GG ursprüng-
lich nicht für Bereiche der Daseinsvorsorge erkämpft, 
sondern – durch die historische Arbeiter*innenbewe-
gung – für industrielle Kernbereiche wie Energie- und 
Stahlproduktion. 

Das vorliegende Papier knüpft bewusst an die 
historischen Erfahrungen der Auseinandersetzungen 
um öffentliches Eigentum in der Stahlindustrie an und 
entwickelt ein zeitgemäßes Konzept für öffentliches 
Eigentum als Hebel der Klimatransformation. Dabei 
geht es nicht um die reine Verstaatlichung, sondern 
um Vergesellschaftung, das heißt eine Transforma-
tionsstrategie durch öffentliches Eigentum, Demo-
kratisierung und Orientierung am Gemeinwohl als 
Gegenentwurf zu marktwirtschaftlich getriebenem 
Verfall, Jobverlusten oder planloser Rettungsver-
staatlichung. Das Papier zeigt, warum die Vergesell-
schaftung der Stahlindustrie heute nicht nur möglich, 
sondern notwendig ist – als Antwort auf eine Krise, die 
sowohl industriell als auch ökologisch existenziell ist.

https://www.alternative-wirtschaftspolitik.de/kontext/controllers/document.php/608.c/8/48d309.pdf
https://www.alternative-wirtschaftspolitik.de/kontext/controllers/document.php/608.c/8/48d309.pdf
https://www.igmetall.de/download/20231222_IGM_Satzung_2024_232da4272e6e85e92c762acbccd45acb4569dafd.pdf
https://www.igmetall.de/download/20231222_IGM_Satzung_2024_232da4272e6e85e92c762acbccd45acb4569dafd.pdf
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Dimensionen der Stahlkrise:  
Daten und Krisenfaktoren

2

Mit einem Jahresumsatz von 55,2  Milliarden Euro 
(2022) und etwa 90.000 direkten Beschäftigten ist die 
Stahlindustrie ein zentraler Pfeiler der deutschen In-
dustriestruktur. Deutschland ist der siebtgrößte Roh-
stahlhersteller weltweit und der größte Produzent in 
der EU.8 Die vier dominierenden Unternehmen – Thys-
senKrupp Steel Europe AG (TKSE) mit 10,4 Millionen 
Tonnen, ArcelorMittal Germany Holding  GmbH mit 
6,5  Millionen Tonnen, Salzgitter  AG mit 5,7  Millionen 
Tonnen und Hüttenwerke Krupp Mannesmann GmbH 
(HKM) mit 3,8 Millionen Tonnen – kontrollierten 2023 
den Großteil der nationalen Produktionskapazitäten.9

Doch aktuell befindet sich die Branche in der 
Krise: Die Rohstahlproduktion in Deutschland sank 
in den letzten Jahren kontinuierlich von ihrem Höhe-
punkt bei ca. 45 Millionen Tonnen im Jahre 2012 auf 
nur 35 Millionen Tonnen im Jahr 2023. Trotz leichter 
Erholung 2024 sank die Produktion im ersten Halbjahr 
2025 wieder um 12 Prozent.10 Die aktuellen Produkti-
onsrückgänge manifestieren sich in Stellenabbauplä-
nen und einer Streichung von Zukunftsinvestitionen: 

8 	 https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Branchenfokus/branchenfokus-stahl-und-metall-01.html, 
abgerufen am 20.1.2026

9   Statista: Größte Stahlproduzenten nach Rohstahlmenge 2023 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/153022/umfrage/die-
groessten-stahlproduzenten-nach-produktionsmenge-in-deutschland/, abgerufen am 20.1.2026

10 https://www.wvstahl.de/pressemitteilungen/pm-rohstahlproduktion-in-deutschland-weiter-auf-talfahrt-erneut-starker-rueck-
gang-im-juli/ abgerufen am 20.1.2026

11 https://www.tagesschau.de/wirtschaft/unternehmen/thyssenkrupp-sozialplan-stellenabbau-100.html, abgerufen am 20.1.2026

12 https://www.tagesschau.de/wirtschaft/unternehmen/arcelor-mittal-absage-wasserstoff-100.html, 20.1.2026

13 Die Direktreduktion ist ein neues Verfahren zur Eisenerzeugung und gilt als Schlüsseltechnologie zur Dekarbonisierung der Stahl-
industrie.

14 https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/huettenwerke-krupp-mannesmann-neuer-schlag-fuer-traditions-stahl-
werk-110400774.html, abgerufen am 20.1.2026

15 https://www.iwkoeln.de/presse/pressemitteilungen/tillman-hoenig-benita-zink-stellenabbau-koennte-bundesweit-bis-zu-
55000-arbeitsplaetze-kosten.html, abgerufen am 20.1.2026

TKSE will bis 2030 insgesamt 11.000  Arbeitsplätze 
streichen11. ArcelorMittal stoppte an den Standorten 
Bremen und Eisenhüttenstadt trotz einer zugesagten 
Fördersumme von 1,3 Milliarden12 Euro Dekarbonisie-
rungsinvestitionen in wasserstoffbasierte Direktre-
duktionsanlagen13. Auch bei HKM werden von Arbeit-
geberseite bis zu 3.000 Stellen infrage gestellt14. 

Ein kritisches Element der Krise, das oft unter-
schätzt wird, ist die geografische Konzentration der 
Stahlproduktion und damit die Konzentration der Be-
schäftigungsverluste. Die Stahlindustrie konzentriert 
sich auf fünf Standortcluster: Duisburg/Ruhrgebiet, 
Bremen, Eisenhüttenstadt, Saarland und Salzgitter. 
Diese Regionen sind stark spezialisiert und abhängig 
von der Stahlindustrie. In und um Duisburg sind nach 
Schätzungen von IW Consult mittelfristig 55.000 Jobs 
bedroht. Bei einer Region mit etwa 450.000 Einwoh-
nern bedeutet das einen strukturellen Umbruch, der 
sich nicht einfach durch nationale „Arbeitsmarktflexi-
bilität“ lösen lässt.15

https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Branchenfokus/branchenfokus-stahl-und-metall-01.html
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/153022/umfrage/die-groessten-stahlproduzenten-nach-produktionsmenge-in-deutschland/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/153022/umfrage/die-groessten-stahlproduzenten-nach-produktionsmenge-in-deutschland/
https://www.wvstahl.de/pressemitteilungen/pm-rohstahlproduktion-in-deutschland-weiter-auf-talfahrt-erneut-starker-rueckgang-im-juli/
https://www.wvstahl.de/pressemitteilungen/pm-rohstahlproduktion-in-deutschland-weiter-auf-talfahrt-erneut-starker-rueckgang-im-juli/
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/unternehmen/thyssenkrupp-sozialplan-stellenabbau-100.html
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/unternehmen/arcelor-mittal-absage-wasserstoff-100.html
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/huettenwerke-krupp-mannesmann-neuer-schlag-fuer-traditions-stahlwerk-110400774.html
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/huettenwerke-krupp-mannesmann-neuer-schlag-fuer-traditions-stahlwerk-110400774.html
https://www.iwkoeln.de/presse/pressemitteilungen/tillman-hoenig-benita-zink-stellenabbau-koennte-bundesweit-bis-zu-55000-arbeitsplaetze-kosten.html
https://www.iwkoeln.de/presse/pressemitteilungen/tillman-hoenig-benita-zink-stellenabbau-koennte-bundesweit-bis-zu-55000-arbeitsplaetze-kosten.html
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2.1 Krisenfaktoren und Investitionsrisiken

Strukturelle Überkapazitäten
Die technologischen Bedingungen der Stahlproduk-
tion – integrierte Großanlagen und Notwendigkeit von 
Skaleneffekten, enorme Kapitalintensität – führen un-
ter Bedingungen von kapitalistischer Konkurrenz und 
nationalstaatlichem Wettbewerb notwendigerweise 
zu Überkapazitäten, die sich historisch immer wieder 
krisenhaft manifestiert haben. Aktuell erreichen die 
globalen Überkapazitäten etwa 600  Millionen Ton-
nen – fast ein Viertel der weltweiten Stahlproduktion; 
die Tendenz ist laut OECD steigend.16

Importdruck
Ein zentraler Krisenfaktor ist der massive Import-
druck aus Asien. So wird chinesischer Stahl etwa 
zehnmal stärker subventioniert als in den OECD-Na-
tionen.17 Neben Kostenvorteilen durch staatliche Len-
kung, Industrieförderung und niedrige Löhne spielen 
günstige Energiepreise eine wichtige Rolle. Obwohl 
Deutschland immer noch Netto-Stahlexporteur ist, 
besteht also enormer Preisdruck aus dem Ausland. 
Zwar gibt es mit dem CO2-Grenzausgleichsmecha-
nismus „Carbon Border Adjustment Mechanism“ 
(CBAM) durch die EU-Verordnung 2023/956 ab 2026 
einen Schutz gegen Importdruck durch fossilen 
Stahl. Jedoch gewinnen auch im Bereich grüner(er) 
Stahlproduktion die chinesischen Hersteller dazu  – 
sie investieren massiv in die Dekarbonisierung der 
Stahlindustrie.18 

Energiepreise, CO2-Bepreisung und 
Klimaneutralität
Aktuell wird Rohstahl über die Hochofenroute herge-
stellt, die auf fossile Kohle angewiesen ist, um per Di-
rektreduktion von Eisenerzen Roheisen zu gewinnen. 
Die Direktreduktion ist ein Prozess, der nicht einfach 
elektrifiziert werden kann, sondern auf ein alternatives 
Reduktionsmittel angewiesen ist (in Zukunft grüner Was-
serstoff). Ein weiterer Anteil von ca. 30 Prozent wird in 
Deutschland mithilfe von elektrischen Lichtbogenöfen 
aus Schrott recycelt, ist also auf günstige elektrische 

16 OECD: Steel Outlook 2025 https://www.oecd.org/en/publications/oecd-steel-outlook-2025_28b61a5e-en.html, abgerufen am 
20.1.2026

17 https://www.produktion.de/wirtschaft/stahlmarkt-unter-druck-china-und-indien-legen-vor-508.html, abgerufen am 20.1.2026

18 https://taz.de/Gruener-Stahl/!6112208/, abgerufen am 20.1.2026

19 Wirtschaftsvereinigung Stahl: Stahlschrott – statistischer Bericht https://www.wvstahl.de/wp-content/uploads/20230905_Statis-
tischerBericht-_Stahlschrott_2023.pdf, abgerufen am 20.1.2026

Energie angewiesen.19 Während die Stahlproduktion 
aktuell entgeltfreie Emissionszertifikate erhält, um den 
internationalen Konkurrenzdruck abzumildern, soll sich 
dies EU-weit ab 2034 ändern. Reinvestitionen in klassi-
sche fossile Hochofenproduktion sind also langfristig 
unrentabel und mit Klimazielen unvereinbar. Die Alter-
native der Direktreduktion durch Wasserstoff krankt 
aktuell an mangelnder Verfügbarkeit und an schwer ab-
sehbaren Preisentwicklungen. Dies wiederum hat eine 
Unterinvestition durch privates Kapital zur Folge.

Konjunkturelle Schwäche und 
Nachfrageeinbruch 
Neben den strukturell bedingten globalen Überkapa-
zitäten setzt auch eine schwache (Binnen)Nachfrage 
der deutschen Stahlindustrie zu. Trotz der Globali-
sierung der Stahlindustrie bleibt die (heimische) Bin-
nennachfrage nach Stahl als Grundstoff der Bau-, 
Automobil- und Maschinenbauindustrie ein wichtiger 
Faktor für die Stahlproduktion. Eine Folge der aktu-
ellen konjunkturellen Schwäche ist eine allgemein 
geringe Investitionsbereitschaft in den vergangenen 
Jahren und daher eine schwache Stahlnachfrage. 
Noch dazu belastet die US-Zollpolitik die Auslands-
nachfrage nach deutschem Stahl und damit den Ex-
portteil der Produktion weiter. 

https://www.oecd.org/en/publications/oecd-steel-outlook-2025_28b61a5e-en.html
https://www.produktion.de/wirtschaft/stahlmarkt-unter-druck-china-und-indien-legen-vor-508.html
https://taz.de/Gruener-Stahl/!6112208/
https://www.wvstahl.de/wp-content/uploads/20230905_StatistischerBericht-_Stahlschrott_2023.pdf
https://www.wvstahl.de/wp-content/uploads/20230905_StatistischerBericht-_Stahlschrott_2023.pdf
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Die Klimadimension: Emissionen und 
Klimaziele
Die deutsche Stahlindustrie emittierte 2022 etwa 
48,9 Millionen Tonnen CO2 und ist damit für 30 Pro-
zent aller Industrieemissionen sowie 7  Prozent der 
gesamten deutschen Treibhausgasemissionen ver-
antwortlich.20 Die Dekarbonisierung der Stahlindust-
rie erfordert einen vollständigen Technologiewechsel 
von der traditionellen Hochofenroute zur wasserstoff-
basierten Direktreduktion. Bei der konventionellen 
Produktion entsteht CO2 prozessbedingt durch die 
Verbrennung von Kohle zur Reduktion von Eisenerz. 

Der Umstieg auf grünen Wasserstoff als Reduk-
tionsmittel kann diese Emissionen um bis zu 95 Pro-
zent reduzieren.21 Pro Tonne eingesetztem grünem 
Wasserstoff können in der Stahlindustrie 28 Tonnen 
CO2-Emissionen eingespart werden  – die höchste 
CO2-Vermeidungseffizienz aller Industriesektoren.22 
Bei vollständiger Dekarbonisierung könnte knapp ein 
Drittel der CO2-Emissionen der deutschen Industrie 
eingespart werden. 

20 Germanwatch Hintergrundpapier: Klimaneutrale Stahlindustrie https://www.germanwatch.org/sites/default/files/germanwatch_kli-
maneutrale_stahlindustrie_2023.pdf, abgerufen am 20.1.2026

21 https://www.springerprofessional.de/anlagenbau/rohstoffe/95-prozent-weniger-co2-bei-der-stahlproduktion/18437776, abgeru-
fen am 20.1.2026

22 https://www.wvstahl.de/wasserstoff-zentraler-baustein-auf-dem-weg-in-die-klimaneutrale-stahlproduktion/, abgerufen am 
20.1.2026

23 Clean Hydrogen Ladder: version 5.0 https://globalhydrogenhub.com/report-presentation/clean-hydrogen-ladder-version-5-0, 
abgerufen am 20.1.2026

Stahl als sinnvolles Einsatzgebiet für 
grünen Wasserstoff
Während in anderen Bereichen fragwürdig ist, ob grü-
ner Wasserstoff eine sinnvolle Alternative ist, sind 
sich Expert*innen weitgehend einig, dass der Stahl-
sektor eine der ökonomisch sinnvollsten Anwendun-
gen für grünen Wasserstoff darstellt.23 In den aktu-
ellen Klima- und Transformationsdebatten werden 
gerade von Unterstützer*innen eines fossilen „Weiter 
so“ Wasserstofflösungen als Allheilmittel behauptet – 
beispielsweise in der Diskussion um H2-ready-Gas-
heizungen beim Gebäudeenergiegesetz („Heizungs-
gesetz“). Trotz aller berechtigter Skepsis gegenüber 
diesen Wasserstoff-Nebelkerzen ist der Stahlsektor 
als Grundstoffindustrie einer der sehr wenigen Wirt-
schaftssektoren mit keinen oder kaum sinnvollen 
alternativen Dekarbonisierungsmöglichkeiten, und 
stellt damit ein notwendiges Einsatzgebiet für grünen 
Wasserstoff dar. 

Darum ist das Gelingen der Dekarbonisierung 
der Stahlindustrie als ein Leitsektor der Grundstoff-

Dekarbonisierung der Stahlindustrie 
– Transformation in Zeiten der Krise

3

Die Kennzahlen der aktuellen Stahlkrise erinnern an immer wiederkehrende ökonomische Krisen der vergan-
genen Dekaden. Doch zu diesen strukturellen Krisentendenzen tritt heute eine weitere Herausforderung hinzu, 
die sie verstärkt und überlagert: die Dekarbonisierung. Während andere Sektoren der deutschen Wirtschaft 
– insbesondere die Stromversorgung – bereits substanzielle Fortschritte bei der Emissionsminderung erzielt 
haben, steht die Dekarbonisierung der Grundstoffindustrie, allen voran der Stahlindustrie, erst am Anfang.

https://www.germanwatch.org/sites/default/files/germanwatch_klimaneutrale_stahlindustrie_2023.pdf
https://www.germanwatch.org/sites/default/files/germanwatch_klimaneutrale_stahlindustrie_2023.pdf
https://www.springerprofessional.de/anlagenbau/rohstoffe/95-prozent-weniger-co2-bei-der-stahlproduktion/18437776
https://www.wvstahl.de/wasserstoff-zentraler-baustein-auf-dem-weg-in-die-klimaneutrale-stahlproduktion/
https://globalhydrogenhub.com/report-presentation/clean-hydrogen-ladder-version-5-0


12

industrie neben dem klimaneutralen Umbau der 
Chemie- und Zementindustrie die zentrale Heraus-
forderung für das Erreichen der Klimaziele im Indus-
triebereich. Während im Bereich der Produktion von 
erneuerbaren Energien (insbesondere Speicher und 
Solarzellen) China eine Vorreiterrolle eingenommen 
hat, ist der Wettlauf um die Dekarbonisierung der 
Industrie (insbesondere Stahl, Zement und Chemie) 
noch offen. Hier könnte Europa durch Tätigung der 
notwendigen Primärinvestitionen eine Vorreiterrolle 
einnehmen und damit auch zur Erreichung globaler 
Klimaziele beitragen.

Investitionsbedarfe und Potenziale 
grüner Stahlproduktion
Die Transformation zur klimaneutralen Stahlproduk-
tion erfordert gewaltige Investitionen: Allein für die 
Rohstahlerzeugung sind bis 2050 Investitionen von 
rund 30 Milliarden Euro für die Dekarbonisierung der 
aktuellen Produktionskapazitäten notwendig.24 Für 
den Großteil der deutschen Stahlproduktion stehen 
allerdings ohnehin Ersatz-Investitionen an. Diese 
dürften jedoch erheblich niedriger ausfallen als die 
veranschlagten Transformationskosten. Hochöfen 
müssen ca. alle 15–20  Jahre für eine neue „Ofen-
reise“ generalüberholt werden.25 Bis 2035 erreichen 
die meisten Hochöfen in Deutschland das Ende ihrer 
Lebensdauer; bis 2045 müssen alle deutschen Hoch-
öfen ausgetauscht werden.26 Zu jetzigen Preisen ist 
der Bau einer wasserstoffbasierten Direktreduktions-
anlage jedoch um ein Vielfaches teurer als der eines 
konventionellen Hochofens.27 EUROFER, der Wirt-
schaftsverband der europäischen Eisen- und Stahl-

24 https://www.handelsblatt.com/unternehmen/industrie/handelsblatt-jahrestagung-zukunft-stahl-der-aktuelle-boom-truegt-
der-stahlbranche-droht-schon-der-naechste-absturz/26992484.html, abgerufen am 20.1.2026

25 https://www.vdi-nachrichten.com/wirtschaft/rohstoffe/stahlindustrie-die-letzte-ofenreise/, abgerufen am 20.1.2026

26 Büro für Technikfolgenabschätzung beim deutschen Bundestag: Alternative Technologiepfade für die Emissionsreduktion in der 
Grundstoffindustrie https://publikationen.bibliothek.kit.edu/1000170906/152949640, abgerufen am 20.1.2026

27 Prognos: Transformationspfade für die Stahlindustrie in Deutschland https://www.wvstahl.de/wp-content/uploads/202203_WVS_
TransformationspfadeStahl_Prognos.pdf, abgerufen am 20.1.2026

28 EUROFER: Low Carbon Roadmap https://www.eurofer.eu/assets/Uploads/EUROFER-Low-Carbon-Roadmap-Pathways-to-a-
CO2-neutral-European-Steel-Industry.pdf, abgerufen am 20.1.2026

29 Deutscher Wasserstoff und Brennstoffzellenverband: Grüner Stahl https://dwv-info.de/wp-content/uploads/2023/04/20210616-
EP-Gruener-Stahl-min-1.pdf, abgerufen am 20.1.2026

30 acatech und DECHEMA: Wasserstoffkompass https://dechema.de/Themen/Studien+und+Positionspapiere/2024+03+H2+Kom-
pass/_/H2K_IND_Stahl.pdf, abgerufen am 20.1.2026

31 https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Wasserstoff/Dossiers/wasserstoffstrategie.html, abgerufen am 
20.1.2026

industrie, beziffert die Investitionsbedarfe für die 
Transformation der europäischen Stahlindustrie auf 
52 Milliarden Euro im Vergleich zu 34 Milliarden Euro 
für konventionelle Ersatzinvestitionen; es ergibt sich 
also eine Differenz von 18 Milliarden Euro allein auf-
grund der Klimatransformation.28 

Betriebskosten und grüner 
Wasserstoff
Die emissionsarme Stahlproduktion setzt enorme 
Mengen grünen Wasserstoffs voraus, der aus er-
neuerbaren Energiequellen gewonnen werden muss. 
Für die komplette Umstellung der Branche wird ein 
Wasserstoffbedarf von bis zu 80  Terawattstunden 
bis 2050 prognostiziert.29 Aktuell kostet eine konven-
tionell hergestellte Tonne Stahl ca. 390 Euro. Studien 
gehen bei einer Produktion mit grünem Wasserstoff 
von Mehrkosten in Höhe von ca. 280 Euro pro Tonne 
aus.30 

Die realen Kosten sind jedoch schwer prognos-
tizierbar. Denn sie hängen vom zukünftigen Preis für 
grünen Wasserstoff ab, der aktuell noch nicht in aus-
reichenden Mengen verfügbar ist. Der gesamte Be-
darf an grünem Wasserstoff wird sich nicht mit den 
Kapazitäten aus erneuerbaren Energien in Deutsch-
land decken lassen, Prognosen gehen von einem Im-
portanteil von ca. 50–70 Prozent im Jahre 2050 aus.31 

Die aktuelle deutsche Importpolitik, bspw. im Rah-
men des Programms „H2Global“ oder der nationalen 
Wasserstoffstrategie, zeigt ihre Probleme. So kritisie-
ren Klima- und Umweltverbände sowohl die Umwelt-
folgen als auch die neokolonialen Handelsstrukturen 
beim Wasserstoffimport aus Ländern des globalen 

https://www.handelsblatt.com/unternehmen/industrie/handelsblatt-jahrestagung-zukunft-stahl-der-aktuelle-boom-truegt-der-stahlbranche-droht-schon-der-naechste-absturz/26992484.html
https://www.handelsblatt.com/unternehmen/industrie/handelsblatt-jahrestagung-zukunft-stahl-der-aktuelle-boom-truegt-der-stahlbranche-droht-schon-der-naechste-absturz/26992484.html
https://www.vdi-nachrichten.com/wirtschaft/rohstoffe/stahlindustrie-die-letzte-ofenreise/
https://publikationen.bibliothek.kit.edu/1000170906/152949640
https://www.wvstahl.de/wp-content/uploads/202203_WVS_TransformationspfadeStahl_Prognos.pdf
https://www.wvstahl.de/wp-content/uploads/202203_WVS_TransformationspfadeStahl_Prognos.pdf
https://www.eurofer.eu/assets/Uploads/EUROFER-Low-Carbon-Roadmap-Pathways-to-a-CO2-neutral-European-Steel-Industry.pdf
https://www.eurofer.eu/assets/Uploads/EUROFER-Low-Carbon-Roadmap-Pathways-to-a-CO2-neutral-European-Steel-Industry.pdf
https://dwv-info.de/wp-content/uploads/2023/04/20210616-EP-Gruener-Stahl-min-1.pdf
https://dwv-info.de/wp-content/uploads/2023/04/20210616-EP-Gruener-Stahl-min-1.pdf
https://dechema.de/Themen/Studien+und+Positionspapiere/2024+03+H2+Kompass/_/H2K_IND_Stahl.pdf
https://dechema.de/Themen/Studien+und+Positionspapiere/2024+03+H2+Kompass/_/H2K_IND_Stahl.pdf
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Wasserstoff/Dossiers/wasserstoffstrategie.html
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Südens, deren Stromversorgung aktuell nicht einmal 
die Binnennachfrage der jeweiligen Länder deckt.32 Im 
Kontext der aktuellen globalen ökonomischen Kräfte-
verhältnisse bleibt es eine ungelöste Frage, ob und 
wie ein global gerechter Import von grünem Wasser-
stoff für die Industrie-Dekarbonisierung im globalen 
Norden gelingen kann. Ein Wasserstoffsektor in Ge-
meinwirtschaft, also befreit vom privaten Profitmotiv, 
verbessert zumindest die Ausgangslage für eine glo-
bal gerechte Produktions- und Importplanung sowie 
für eine global gerechte Handelspolitik. 

Die Klimainvestitionslücke und das 
Versagen privater Akteure
Der deutschen Stahlindustrie steht eine massive Er-
neuerungswelle bevor, die gleichzeitig dekarbonisiert 
werden muss. Die notwendigen Investitionen dafür 
werden trotz massiver Subventionen aktuell nicht 
aufgebracht.

Das NewClimate Institute hat gezeigt, dass die 
bisher von der globalen Stahlindustrie vorgelegten 
Targets nur 6–12  Prozent Emissionsreduktion bis 
2030 und 36–50 Prozent bis 2050 erreichen – deut-
lich unterhalb des 1,5‑Grad‑Pfades.33 Laut dem OECD 
Steel Outlook 2025 basieren 40 Prozent der weltweit 
bis 2027 neu geplanten Stahlkapazitäten weiterhin 
auf der emissionsintensiven Hochofenroute.34 

Eine aktuelle Studie der Hans-Böckler-Stiftung 
und der Universität Mannheim beziffert die Lücke für 
Deutschland: Einem zukünftigen Bedarf von 20 Millio-
nen Tonnen grünem Primärstahls stehen Investitio-
nen für nur 8 Millionen Tonnen gegenüber.35 

Diese Lücke von 12 Millionen Tonnen ist nicht ein 
Planungsfehler, der sich durch bessere Förderkondi-
tionen lösen ließe, sondern sie ist ein fundamentales 
Versagen der privaten Stahlkonzerne, ambitioniert in 
die grüne Transformation zu investieren. Unter den 
Bedingungen privater Renditeorientierung, hoher Un-
sicherheit und globaler Überkapazitäten findet die 
notwendige Transformation nicht statt. 

32 https://www.klima-allianz.de/mitglieder/unsere-mitglieder/mitglied/wasserstoffimportstrategie-der-bundesregierung-in-der-
kritik, abgerufen am 20.1.2.2026

33  New Climate Institute: Decarbonisation in the Global Steel Sector https://newclimate.org/resources/publications/decarbonisation-
in-the-global-steel-sector-tracking-the-progress, abgerufen am 20.1.2026

34 OECD: Steel Outlook 2025 https://www.oecd.org/en/publications/oecd-steel-outlook-2025_28b61a5e-en.html, abgerufen am 
20.1.2026

35 Patrick Kaczmarczyk und Tom Krebs: Grüner Stahl als zentraler Pfeiler einer resilienten Wirtschaft https://www.vwl.uni-mannheim.
de/media/Lehrstuehle/vwl/Krebs/Gruener_Stahl.pdf, abgerufen am 20.1.2026

Diese Analyse führt zu einer klaren Schlussfolgerung: 
Die Transformation zur klimaneutralen Stahlindustrie 
ist unter privater Regie strukturell nicht leistbar. Sie 
erfordert öffentliche Planung, öffentliche Investitio-
nen und demokratische Kontrolle.

https://www.klima-allianz.de/mitglieder/unsere-mitglieder/mitglied/wasserstoffimportstrategie-der-bundesregierung-in-der-kritik
https://www.klima-allianz.de/mitglieder/unsere-mitglieder/mitglied/wasserstoffimportstrategie-der-bundesregierung-in-der-kritik
https://newclimate.org/resources/publications/decarbonisation-in-the-global-steel-sector-tracking-the-progress
https://newclimate.org/resources/publications/decarbonisation-in-the-global-steel-sector-tracking-the-progress
https://www.oecd.org/en/publications/oecd-steel-outlook-2025_28b61a5e-en.html
https://www.vwl.uni-mannheim.de/media/Lehrstuehle/vwl/Krebs/Gruener_Stahl.pdf
https://www.vwl.uni-mannheim.de/media/Lehrstuehle/vwl/Krebs/Gruener_Stahl.pdf
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Kurzfristige Profitorientierung 
vs. langfristige Transformation 
und kohärente Planung
Die aktuelle Krise der deutschen Stahlindustrie of-
fenbart das fundamentale Versagen marktbasierter 
Krisen- und Transformationsansätze. Private Unter-
nehmen orientieren sich primär an kurzfristigen 
Renditeerwartungen, was mit den langfristigen In-
vestitionserfordernissen der Stahltransformation für 
Klimaneutralität kollidiert. 

Die Konzernführungen stehen vor einem Dilem-
ma: Investieren sie in konventionelle Produktionsanla-
gen, sind diese spätestens ab 2034 durch Emissions-
handel und regulatorische Auflagen unwirtschaftlich. 
Investieren sie in grüne Technologien, sind die Mehr-
kosten kurzfristig nicht am Markt durchsetzbar und 
den privaten Aktionär*innen schwer zu vermitteln. 

Hinzu kommt die gegenwärtige Profitabilitätskrise 
der Stahlindustrie: Die strukturellen Überkapazitäten, 
der massive Preisdruck sowie die schwache Binnen-
nachfrage führen zu sinkenden Margen. Die Stahl-
industrie ist gegenwärtig nicht profitabel genug, um 
die Transformation aus eigener Kraft zu finanzieren. 
Staatliche Übernahmen oder massive staatliche Un-
terstützung stehen faktisch bereits an, die politische 
Frage ist nur: In welcher Form?

Das »Henne-Ei-Problem« und 
strukturelle Unterinvestition
Hinzu kommt ein grundsätzliches Dilemma einer 
grün-kapitalistischen Transformationspolitik, das auf 
Anreizsetzung für private Investitionen setzt. Private 
Konzerne mit kurzfristigem Verwertungsdruck auf 
die Investitionen ihrer Aktionär*innen sind allgemein 
– aber auch gerade in ökonomischen Stagnationszei-
ten – denkbar schlecht geeignet, um neue industrielle 
Sektoren und Märkte zu etablieren. 

Besonders deutlich zeigt sich das bei den mitei-
nander verbundenen Märkten für grünen Stahl und 
Wasserstoff: Umfangreiche Investitionen in Hydro-
lyse-Infrastrukturen für grünen Wasserstoff lohnen 
sich für Private Akteure nicht, da es aktuell zu wenig 
Nachfrage nach grünem Wasserstoff gibt, weil dieser 
aufgrund fehlender Skalierung und nicht vorhandener 
Netze zu teuer ist. Solange aber grüner Wasserstoff 
nicht günstiger und umfangreicher zur Verfügung 
steht, lohnt sich für private Eigentümer*innen auch 
die Investition in die Dekarbonisierung von Stahl nicht. 

Die enormen Risiken und Planungsunsicherhei-
ten, die durch mangelnde Etablierung neuer Tech-
nologien entstehen, führen zu struktureller Unter-
investition. Dieser Koordinationsmangel kann durch 
Marktmechanismen allein nicht gelöst werden  – er 
erfordert öffentliche Planung und Kontrolle.

Stahlpolitik im Angesicht 
von Marktversagen:  

Warum es neue politische 
Ansätze braucht!

4
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Das Scheitern der Subventionspolitik
Die bisherige Praxis, über Emissionshandel und Sub-
ventionen private Investitionen anzureizen, droht zu 
scheitern: Unternehmen erhalten staatliche Hilfen, 
ohne dass sich grundlegende Strukturprobleme lö-
sen und ohne dass dadurch Arbeitsplätze langfristig 
gesichert werden. Subventionen finanzieren aktuell 
zudem notwendigerweise private Eigenkapitalrendi-
ten und Risikoaufschläge mit – finanzielle Spielräume, 
die stattdessen zur grünen Transformationsfinanzie-
rung genutzt werden könnten. Anstatt die Risikoaver-
sion privater Betreiber staatlich abzusichern, könnten 
staatliche Investitionen direkt und zielsicher in Rich-
tung Klimaneutralität gelenkt werden. Dies würde den 
Umbau der Industrie aktiv gestalten, anstatt dass nur 
passiv reagiert wird.

Im Trend: Rettungsverstaatlichungen 
Die Bedeutung der Stahlindustrie als Grundbedin-
gung industrieller Wertschöpfungsketten sorgte 
schon immer für ein hohes Maß an staatlichen Ein-
griffen. So kann die EU ihre Geschichte unter ande-
rem auf Versuche der westeuropäischen Staaten, die 
heimische Bergbau-, Kohle-, und Stahlindustrie zu 
schützen, zurückführen (die einstige „Montanunion“). 
Weiterhin wird die Aufrechterhaltung eigener Produk-
tionskapazitäten von vielen Nationalstaaten als über-
ragendes staatliches Interesse begriffen.

Daher kommen in der Industrie regelmäßig Ret-
tungsverstaatlichungen vor, und sie werden von Ge-
werkschaften und Linken, aber auch aus der Mitte 
und von rechts gefordert. So konnte US-Präsident 
Donald Trump im Zuge der Übernahmeverhandlun-
gen von US Steel durch das japanische Nippon Steel 
ein ungewöhnliches Maß an staatlicher Kontrolle 
durchsetzen. Auch das Durchsetzen von weitreichen-
den Eingriffsmöglichkeiten in den Betrieb des letzten 
noch aktiven Hochofens in Scunthorpe per Notge-
setz durch die Labour-Regierung in Großbritannien 
oder der Einstieg des italienischen Staates bei einem 
Stahlwerk von ArcelorMittal zeigen das allgemeine 
und aktuell gesteigerte Interesse nationaler Regie-
rungen, auf die ökonomisch so wichtige Stahlindus-

36 https://communia.de/gastbeitrag-stahl-vergesellschaften/, abgerufen am 20.1.2026

37 Wirtschaftsvereinigung Stahl: Forderungen der Stahlindustrie https://www.wvstahl.de/wp-content/uploads/20250212_Forderun-
gen_21_Legislatur-1.pdf, abgerufen am 20.1.2026

38 Bundesverband Baustoffe und Wirtschaftsvereinigung Stahl: Positionspapier zum Sondervermögen https://www.wvstahl.de/wp-
content/uploads/20250707_PosPapPositionspapier_Sondervermoegen_Infrastruktur_Klimaneutralitaet_bbs_WVS.pdf, abgeru-
fen am 20.1.2026

trie Einfluss auszuüben. Während die chinesische 
Stahlindustrie ohnehin unter besonderer staatlicher 
Kontrolle steht, bekennt sich die EU zwar offiziell wei-
terhin zu marktwirtschaftlichen Instrumenten, nimmt 
aber auch selbst weitgehende Eingriffe und Steue-
rungen vor.36

Staatliche Eingriffe wie in Großbritannien oder 
Italien, die immer dann getätigt werden, wenn private 
Eigentümer*innen scheitern, sind jedoch keine lang-
fristig sinnvolle Industriepolitik. Sie stabilisieren kurz-
fristig, lösen aber die strukturellen Probleme nicht: 
Die Widersprüche zwischen kurzfristiger Profitorien-
tierung und langfristiger Transformation bleiben be-
stehen, langfristig drohen Reprivatisierungen, und die 
demokratische Kontrolle bleibt begrenzt.

Kritik der Stahlpolitik: 
politische Lösungsansätze im 
Vergleich
Im Kontext der beschriebenen Herausforderungen 
der aktuellen Industriepolitik und des drohenden 
Scheiterns der marktgesteuerten Transformation las-
sen sich die aktuellen industriepolitischen Vorschlä-
ge in Deutschland grob in drei Ansätze einordnen.

Krise als Chance für die Kapitalseite
Die Kapitalseite fordert, wie zu erwarten war, Ent-
lastungen und weitere Subventionen, um die Wett-
bewerbsfähigkeit und damit die eigene Kapitalren-
tabilität auf Kosten von Arbeitnehmer*innen und 
öffentlichen Haushalten wieder zu erhöhen. 

Neben einer Nullrunde bei der anstehenden Tarif-
runde in der Stahlbranche fordert die Wirtschaftsver-
einigung Stahl (WV  Stahl) eine Senkung der Strom-
preise, Planungssicherheit und Bürokratieabbau, 
sowie zusätzliche Unterstützung aus dem Sonderver-
mögen Infrastruktur.3738 

Ein zukunftsfähiges Konzept zur Lösung der 
strukturellen Herausforderungen der Stahlkrise hat 
die Arbeitgeberseite jedoch nicht. Stattdessen setzt 

https://communia.de/gastbeitrag-stahl-vergesellschaften/
https://www.wvstahl.de/wp-content/uploads/20250212_Forderungen_21_Legislatur-1.pdf
https://www.wvstahl.de/wp-content/uploads/20250212_Forderungen_21_Legislatur-1.pdf
https://www.wvstahl.de/wp-content/uploads/20250707_PosPapPositionspapier_Sondervermoegen_Infrastruktur_Klimaneutralitaet_bbs_WVS.pdf
https://www.wvstahl.de/wp-content/uploads/20250707_PosPapPositionspapier_Sondervermoegen_Infrastruktur_Klimaneutralitaet_bbs_WVS.pdf
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sie wie üblich auf Arbeitsplatzabbau, Standortver-
lagerung, staatliche Unterstützung ohne Gegenleis-
tung sowie Bremsung der Klimatransformation im 
Sinne kurzfristiger Erträge. 

Prinzip Hoffnung und politisches 
„Weiter so!“ 
Vor allem die IG  Metall sowie Teile der regierenden 
SPD und der in der Opposition befindlichen Grünen 
bringen in der Stahlkrise altbekannte Vorschläge ein: 
Zwar fordert die IG  Metall von Kanzler Merz ein Be-
kenntnis zur Dekarbonisierung, setzt jedoch auch 
weiter auf private Investitionen, die durch staatliche 
Fördermittel angeschoben werden sollen.39 

Hinzu kommen Forderungen nach einem gede-
ckelten Industriestrompreis, dem Abbau „unfairer“ 
Zölle und Handelshemmnisse und weitere Vorschlä-
ge zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit. Be-
gleitet wird dies durch Forderungen nach Arbeitszeit-
verkürzung und Lohnerhöhungen in der kommenden 
Tarifrunde.40 

So bleibt das Lager von IG Metall, SPD und Grü-
nen letztlich bei einer Linie, die bis auf die sozialpoliti-
sche Pointierung nicht allzu weit von der Arbeitgeber-
seite entfernt ist: Wettbewerbsrahmen und staatliche 
Förderung statt struktureller Lösungen.

Variationen der 
Rettungsverstaatlichung 
und erste Forderungen nach 
Vergesellschaftung
Teile des progressiven Spektrums und der IG Metall 
fordern angesichts der Krise und der Absage der 
grünen Transformation durch Teile der privaten Stahl-
industrie weitergehende Lösungen.4142 

Einzelne SPD-Politiker*innen, wie die Co-Vorsit-
zende des NRW-Landesverbands, Sarah Philipp43, 
sprechen sich für eine staatliche Beteiligung an kri-
selnden Stahlkonzernen aus, um mehr Kontrolle zu 
gewinnen. Auch die Partei Die Linke fordert Varianten 

39 https://www.igmetall.de/stahl-ist-zukunft, abgerufen am 20.1.2026

40 https://www.igmetall.de/tarif/tarifrunden/eisen-und-stahl/stahl-tarifverhandlungen-laufen, abgerufen am 20.1.2026

41 https://rp-online.de/nrw/staedte/duisburg/duisburg-ig-metall-will-staatlichen-einfluss-bei-thyssenkrupp-steel_aid-118547041, 
abgerufen am 20.1.2026

42 https://www.igmetall.de/im-betrieb/thyssenkrupp-steel-demonstration-staatskanzlei-duesseldorf, abgerufen am 20.1.2026

43 https://www.politico.eu/article/der-mindestlohn-droht-politischer-sprengstoff-zu-werden/, abgerufen am 20.1.2026

44 https://www.dielinke-duisburg.de/start/aktuell/detail-aktuelle-nachrichten/stahlkonzerne-enteignen-zukunft-statt-kuendigung/, 
abgerufen am 20.1.2026

staatlicher Beteiligung oder gar eine Verstaatlichung 
der Stahlkonzerne – der Kreisverband Duisburg ver-
langt bereits seit einem Jahr die Vergesellschaftung 
der gesamten Stahlindustrie44. 

Dieses progressive industriepolitische Spektrum 
lässt sich grob in drei Positionen unterteilen: Akteure, 
die (a) einen staatlichen Einstieg als Minderheitsak-
tionär bei kriselnden Konzernen fordern, (b) eine Ver-
staatlichung der Stahlkonzerne zur stärkeren Kontrol-
le und zur Bereitstellung von Liquidität oder (c) eine 
Vergesellschaftung der Stahlindustrie.

Die Krise der deutschen Stahlindustrie und das 
gleichzeitige Versagen marktbasierter Transforma-
tionsansätze machen deutlich: Es braucht grundle-
gend neue Modelle, um sowohl die industrielle Zukunft 
und lokale Wertschöpfung als auch die Klimaziele zu 
sichern. Vergesellschaftung bietet hier einen Ausweg 
aus dem Widerspruch zwischen kurzfristiger Profit-
orientierung und langfristigen gesellschaftlichen Zie-
len und ist angesichts der Herausforderungen in der 
europäischen Stahlindustrie der Kern von zukunftsfä-
higer Industriepolitik.

https://www.igmetall.de/stahl-ist-zukunft
https://www.igmetall.de/tarif/tarifrunden/eisen-und-stahl/stahl-tarifverhandlungen-laufen
https://rp-online.de/nrw/staedte/duisburg/duisburg-ig-metall-will-staatlichen-einfluss-bei-thyssenkrupp-steel_aid-118547041
https://www.igmetall.de/im-betrieb/thyssenkrupp-steel-demonstration-staatskanzlei-duesseldorf
https://www.politico.eu/article/der-mindestlohn-droht-politischer-sprengstoff-zu-werden/
https://www.dielinke-duisburg.de/start/aktuell/detail-aktuelle-nachrichten/stahlkonzerne-enteignen-zukunft-statt-kuendigung/
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Überwindung struktureller 
Widersprüche
Die aktuelle Stahlkrise verstärkt ein fundamentales 
Problem: Private Konzerne stehen unter dem Druck 
kurzfristiger Renditeziele, wohingegen die Klima-
transformation langfristige Planungshorizonte ver-
langt. Vergesellschaftung kann diesen Widerspruch 
auflösen, indem sie die Transformationsherausforde-
rung vom kurzfristigen Kapitalverwertungsdruck be-
freit und eine langfristige, gesellschaftlich orientierte 
Planung ermöglicht. Durch öffentliches Eigentum im 
Stahlsektor können die Fragen nach der Zukunft einer 
europäischen Industrie, sinnvollen Transformations-
pfaden und realen Bedarfen in einer dekarbonisierten 
Produktion sinnvoll bearbeitet werden, ohne kurz-
fristige Profitabilität priorisieren zu müssen. Konse-
quente Orientierung am langfristigen Gemeinwohl ist 
von besonderer Bedeutung für einen Sektor, der von 
Investitionen mit enorm langen Amortisationszeiten 
geprägt ist und auf Planungssicherheit angewiesen 
ist.

Bestehende Marktkonzentration als 
Ausgangspunkt
Die Stahlindustrie ist aufgrund ihrer hohen Konzen-
tration besonders geeignet für Vergesellschaftung: 
Die vier größten Unternehmen – TKSE, ArcelorMittal, 
Salzgitter  AG und HKM  – kontrollieren wie eingangs 
dargelegt den Großteil der nationalen Produktionska-
pazitäten. Diese Marktstruktur ermöglicht es, mit ge-
zielten Eingriffen eben diesen Großteil der Kapazitäten 
in öffentliches Eigentum zu holen. Vergesellschaftung 
ist insofern kein utopisches Denken, sondern konkret 
umsetzbare und realistische Transformationspolitik.

5
Vergesellschaftung:  

ein öffentliches Eigentumsmodell 
als Transformationshebel

Die Krise der deutschen Stahlindustrie und das gleichzeitige Versagen marktbasierter Transformationsansät-
ze machen deutlich: Es braucht grundlegend neue Modelle, um sowohl die industrielle Zukunft und lokale Wert-
schöpfung als auch die Klimaziele zu sichern. Vergesellschaftung bietet hier einen Ausweg aus dem Wider-
spruch zwischen kurzfristiger Profitorientierung und langfristigen gesellschaftlichen Zielen und ist angesichts 
der Herausforderungen in der europäischen Stahlindustrie der Kern von zukunftsfähiger Industriepolitik.

Warum Vergesellschaftung?
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Kurzfristige Nachfragedellen 
überstehen – Produktion und 
Beschäftigung langfristig planen 
und gemeinwohlorientierte 
Industriepolitik ermöglichen
In öffentlichem Eigentum würden die Produktions-
kapazitäten nicht nach kurzfristigen konjunkturellen 
Schwankungen, sondern am langfristigen gesell-
schaftlichen Bedarf an Stahl ausgerichtet werden. Öf-
fentliche Stahlunternehmen können gezielt regionale 
Strukturpolitik betreiben und Standorte auch dann 
erhalten, wenn dies kurzfristig betriebswirtschaftlich 
nicht optimal erscheint. Statt abrupter Werksschlie-
ßungen und Massenentlassungen können Stand-
orte strategisch entwickelt und Arbeitsplätze durch 
Umschulung und alternative Industrieansiedlung 
gesichert werden. Dies ist auch volkswirtschaftlich 
sinnvoll, da die sozialen und monetären Kosten von 
Standortschließungen (Arbeitslosigkeit, regionale 
Auswirkungen) mit betriebswirtschaftlichen Einspa-
rungen abgewogen werden müssen und können. 

Auch gesamtgesellschaftlich bedeutet die Ver-
gesellschaftung der Schlüsselindustrie Stahl einen 
bedeutenden Schritt in Richtung Demokratisierung 
der Wirtschaft. Notwendige öffentliche Debatten um 
Konversion, die die IG  Metall und viele andere Ak-
teure seit Jahrzehnten bewegen – etwa in Bezug auf 
Friedenspolitik oder die Mobilitätswende  – werden 
erst dann bedeutungsvoll und wirkmächtig, wenn 
die Grundstoffproduktion im Sinne des Allgemein-
wohls demokratisch organisiert werden kann. Die ge-
sellschaftlich sinnvolle Menge an grünem Stahl kann 
dann insbesondere Projekten wie dem Ausbau der 
öffentlichen Mobilität und der erneuerbaren Energien 
zugeführt und koordiniert werden. Zugleich erlaubt 
Vergesellschaftung als demokratische Kontrolle einer 
Kernindustrie weitergehende aktive Industriepolitik, 
die steuernd etwa die Konversion von Rüstungs- oder 
anderer schädlicher Industrien begleiten kann. 
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Eckpunkte eines Transformationsmodells für die 
Stahlindustrie durch öffentliches Eigentum
Quelle: eigene Darstellung

KERNELEMENT FUNKTION UND UMSETZUNGSWEGE ÖKONOMISCH-POLITISCHE VORTEILE

Ambitionierter Klimaauftrag 
und Verringerung der 
Investitionsrisiken

Sektoraler Emissionsminderungspfad 
kompatibel mit den Pariser Klimazielen, 
inklusive öffentlicher Absicherung 
der notwendigen Investitionen für 
Klimapfad

Planungssicherheit für Investitionen

Bereitstellung von 
öffentlichem Eigenkapital 
für Transformationsphase 
& Re-Investition aller 
Eigenkapitalrenditen 

Gewinne in den profitablen Teilen der 
Stahlindustrie werden für Investitionen 
zur Transformation der gesamten 
Branche verwendet  

Beschleunigung der Dekarbonisierung, 
kein Abfluss von innerer Finanzkraft der 
Stahlbranche

Kooperative 
Marktgestaltung und 
Nachfragesteuerung durch 
aktive Industriepolitik und 
Konjunkturimpulse

Unterstützung kommunaler Bau- und 
Transformations-Projekte, Local-
for-local-Produktion, inländische 
verpflichtende Quote für grünen Stahl 
mit Abfederung der kurzfristigen 
Mehrkosten

Stabile Abnahme grünen Stahls, 
Lokalisierung von Wirtschaftskreisläufen, 
Verringerung globaler Abhängigkeiten, 
dezentrale Versorgung

Demokratische Governance 
und Ausbau von 
Mitbestimmung

Ausbau der Mitbestimmung über 
gesetzliches Mindestmaß, öffentliche 
Anteilseigner und Zivilgesellschaft in 
Kontrollgremien

Legitimität der Transformationspolitik, 
Transparenz und Sicherstellung der 
Gemeinwohlorientierung

Gute Arbeit, Beschäftigungs- 
und Standortsicherheit 

Schutz von Tarifbindung, Qualifizierung 
und Umschulung, Gerechtigkeit und 
Wertschätzung der Arbeit in der 
Transformation

Akzeptanz in Belegschaften für 
Transformationspfad

Gerechte, globale 
Kooperation

Technologietransfer in Länder mit guten 
Voraussetzungen für H2-Produktion, 
Beendigung asymmetrischer 
Handelsbeziehungen

Internationale Kooperation im Sinne 
globaler Gerechtigkeit
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Vergesellschaftungen per Gesetz sind in Deutsch-
land durch Art. 15 GG möglich. Eine Transformations-
strategie, die auf eine Stahlindustrie in Gemeinwirt-
schaft setzt, ist daher keine Utopie, sondern durch 
Vergesellschaftung als Instrument mit Verfassungs-
rang realpolitisch möglich.

Art. 15 GG: „Grund und Boden, Naturschätze und 
Produktionsmittel können zum Zwecke der Verge-
sellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß 
der Entschädigung regelt, in Gemeineigentum oder in 
andere Formen der Gemeinwirtschaft überführt wer-
den. […]“  

Mit Anwendung von Art. 15 GG können die zen-
tralen deutschen Stahlkonzerne –  allen voran TKSE, 
ArcelorMittal und Salzgitter AG sowie Joint Ventures 
wie HKM  – gegen den Willen der aktuellen Eigentü-
mer*innen in Gemeineigentum überführt werden. Es 
ist eine Entschädigung zu zahlen, die abgeleitet aus 
dem verfassungsrechtlichen Ziel und gemäß der ak-
tuellen Fachdebatte der Rechtswissenschaft45 der 
Vergesellschaftung unter dem aktuellen Markt- bzw. 
Buchwert der zu vergesellschafteten Konzerne liegt. 
Im Fall einer Vergesellschaftung der maßgeblichen 
Teile der Stahlindustrie sind Entschädigungsmodelle 
denkbar, die vor allem Klimafolgeschäden sowie un-
mittelbar anstehende Investitionsbedarfe als Abzüge 
vom Marktwerkt der Unternehmen im Zuge einer ver-
fassungsrechtlich angemessenen Entschädigungs-
zahlung berücksichtigen.

Die finanziellen Belastungen durch die Entschä-
digungszahlungen sind bewältigbar, da die Entschä-
digungszahlungen nicht notwendigerweise direkt zu 
tätigen sind, sondern in verzinsten und handelbaren 
Schuldverschreibungen oder ähnlichen Wertpapie-
ren möglich sind. Denkbar wäre etwa die Ausgabe 
von Schuldverschreibungen mit einer Laufzeit von 
20 Jahren. Ein Tilgungszeitraum bis 2045 wäre mög-
lich, da dies die aktuelle Zielmarke für die Klimaneut-
ralität in Deutschland darstellt und diese Episode als 
„wirtschaftliche Sonderperiode“ mit starker öffentli-
cher Unterstützung für die Investitionen in die Klima-

45 Abschlussbericht der Expertenkommission Vergesellschaftung des Landes Berlin: 
https://www.berlin.de/kommission-vergesellschaftung/downloads/, abgerufen am 20.1.2026

46 Im Rechtsgutachten der Kanzlei Günther zum Basisfall Vergesellschaftung im Energiesektor finden sich konkrete Hinweise zum Ver-
gesellschaftungsgegenstand Produktionsmittel, der beim Anwendungsfall Stahlindustrie zum Tragen kommen würde – https://com-
munia.de/wp-content/uploads/Energiestudie-02-V8-web.pdf, abgerufen am 20.1.2026

neutralität anzusehen ist. Es ist davon auszugehen, 
dass die notwendigen Investitionen zur Dekarbo-
nisierung der Stahlindustrie sowieso öffentlich ge-
stützt werden müssen  – mittels Vergesellschaftung 
ließe sich dies effizient und direkt umsetzen, statt nur 
private Investitionen anzuregen und durch staatliche 
Unterstützung abzusichern.

Durch eine Streckung der Entschädigung verrin-
gert sich die kurzfristige finanzielle Belastung durch 
die Vergesellschaftung und der Anteil der Entschä-
digungssumme, der aus den jährlichen Erlösen der 
Unternehmen getilgt werden kann, steigt. Ein solches 
Vergesellschaftungsmodell verhindert eine Überlas-
tung der Unternehmen durch die Parallelität von In-
vestitionsnotwendigkeiten und dem Abbezahlen der 
Entschädigungssumme. Eine Vergesellschaftung der 
gesamten Konzerne inklusive der profitablen Teile 
ist somit nicht nur rechtlich zulässig46, sondern auch 
ökonomisch sinnvoll.

Kurzfristige Stabilisierung der 
Industrie
Im Kontext der aktuellen multifaktoriellen Krisensitu-
ation werden die kriselnden Stahlkonzerne in der kur-
zen Frist in eine gemeinsame Stahlgesellschaft in der 
Hand des Bundes und der stahlproduzierenden Län-
der überführt. Bund und jene Länder stellen dafür bei 
Gründung dieser öffentlichen Stahl-Holding Eigenka-
pital zur Verfügung, um die finanzielle Stabilisierung 
zu gewährleisten. Darüber hinaus werden so schnell 
wie möglich umfangreiche Mittel aus dem Klima- und 
Transformationsfonds (KTF) als Direktzuschüsse vor-
genommen, um die bereits geplanten Pilot-Dekarbo-
nisierungsmaßnahmen finanziell sicherzustellen. Da-
rüber hinaus wird weiteres öffentliches Eigenkapital 
notwendig sein, um die zügige Dekarbonisierung der 
deutschen Stahlindustrie zu projektieren und die da-
für notwendigen Investitionen zu ermöglichen.

Vergesellschaftung der Stahlindustrie umsetzen – von der 
Transformationslösung zur Stahlindustrie in Gemeinwirtschaft

https://www.berlin.de/kommission-vergesellschaftung/downloads/
https://communia.de/wp-content/uploads/Energiestudie-02-V8-web.pdf
https://communia.de/wp-content/uploads/Energiestudie-02-V8-web.pdf
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Mittelfristige Konsolidierung, 
Demokratisierung und eine integrierte 
Stahl- und Industrieplanung 
Das Stahlgeschäft wird nach einer Stabilisierungspha-
se, die vor allem auf die Absicherung und Beschleuni-
gung des Dekarbonisierungspfades fokussiert, dann 
mittelfristig in einer gemeinsamen Anstalt öffentlichen 
Rechts (AöR) gebündelt, um eine Stahlindustrie in Ge-
meinwirtschaft und die Ausrichtung an Gemeinwohl-
zielen dauerhaft sicherzustellen. Durch die schrittweise 
Überführung der vormals eigenständigen Konzerne in 
ein demokratisiertes öffentliches Unternehmen erge-
ben sich nicht nur umfangreiche Kontrollmöglichkeiten, 
sondern auch ökonomische Vorteile wie zusätzliche Sy-
nergieeffekte und Kosteneinsparungen – insbesondere 
bei Beschaffung, Vertrieb und Forschung. Eine solche 
AöR hätte im Errichtungsgesetz ein Reprivatisierungs-
verbot und würde so dauerhaft eine öffentliche Stahl-
industrie als kritische Infrastruktur gewährleisten.

Eine solche öffentliche Stahlwirtschaft kann und 
sollte sich an den realen lokalen Bedarfen und einer ge-
sellschaftlich bestimmten Nachfrage nach klimaneutra-
len Stahl orientieren. Dafür bräuchte es andere Koordi-
nations- und demokratische Planungsmodelle, die eine 
rein marktbasierte Steuerung ersetzen. 

Startpunkt für eine integrierte Planung der Stahl-
produktion und der politischen Steuerung der (lokalen) 
Stahlnachfrage ist ein nationaler Stahlplan mit jährlichen 
Zielen. Dieser muss dabei verschränkt sein mit einem 
verbindlichen Transformationsplan zur beschleunigten 
Dekarbonisierung des Stahlsektors bis 2035. Regional-
pläne sichern die lokale Transformation ab und geben 
Kommunen verlässliche Perspektiven. Der nationale 
Stahlplan, der regelmäßig fortgeschrieben wird und 
auch mittelfristige und langfristige Planziele enthält, 
ermöglicht eine weitsichtige Nachfragesteuerung, wo-
durch die lokale Abnahme von lokal produziertem Stahl 
abgesichert werden kann und sich die Risiken der er-
heblichen Investitionen in grünen Stahl minimieren. 

Die langfristige Planung wird durch einen techni-
schen Beirat sowie einen Planungsrat unterstützt. Die-
se Gremien sind mit Expert*innen aus Wissenschaft 
sowie aus Fachverbänden besetzt. Die Erstellung und 
regelmäßige Fortschreibung der Stahlpläne erfolgt 
iterativ und bezieht lokales Wissen der Beschäftigten 
der Stahlindustrie ein, um den Planungsprozess als 
demokratisches statt rein technokratisches Verfahren 

47 Montanmitbestimmung als erweiterte Mitbestimmung im Sinne des „Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Auf-
sichtsräten und Vorständen der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie“

zu organisieren. Sofern andere Teile der europäischen 
Stahlindustrie ebenfalls in Gemeinwirtschaft oder min-
destens öffentlicher Kontrolle sind, sollte eine koope-
rative europäische Stahlkoordination oder gar Planung 
angestrebt werden. 

Die Besetzung des Verwaltungsrats als wichtigstes 
Entscheidungsgremium der AöR erfolgt mit dem Ziel, 
demokratische Kontrolle und Repräsentanz relevan-
ter gesellschaftlicher Interessen zu organisieren sowie 
die konsequente Orientierung am Gemeinwohl abzusi-
chern. Die Besetzung darf nicht hinter die Montanmit-
bestimmung47 zurückfallen, sollte jedoch die Vertretung 
der Arbeitnehmer*innenseite so weit diversifizieren, 
dass gesamtgesellschaftliche Interessen berücksich-
tigt werden, um bekannten Herausforderungen wie ei-
nen „Betriebsegoismus“ zulasten gesamtgesellschaft-
licher Ziele etwas entgegenzusetzen. Ähnliches gilt 
für die Vertreter*innen der formalen Eigentümer*innen 
(also des Staates), die zivilgesellschaftliche Gruppen/
Verbände sowie klimawissenschaftliche Perspektiven 
integrieren sollten. 

Langfristige Perspektiven
Langfristig orientiert sich eine vergesellschaftete Stahl-
industrie primär am realen inländischen bzw. lokalen Be-
darf und kann im Zuge einer initialen Skalierungsphase 
für grünen Stahl ihre Exportorientierung abbauen. Dies 
reduziert die Abhängigkeit von volatilen Weltmärkten 
und ermöglicht eine bedarfsgerechte, nachhaltige Pro-
duktion. Diese langfristige Orientierung verhindert einen 
hohen Bedarf an importiertem grünen Wasserstoff der 
europäischen Stahlproduktion für den Stahlexport. Für 
die langfristige Geschäftstätigkeit der AöR muss gelten, 
den gesellschaftlich notwendigen Bedarf an grünem 
Wasserstoff für eine nationale oder europäische Grund-
stoffindustrie so weit wie möglich lokal zu decken, und 
asymmetrische Handelsbeziehungen für Wasserstoff 
zu verringern oder am besten ganz zu verhindern. 

Langfristige Beschäftigungsverluste durch Ver-
ringerung der Exportorientierung werden von der AöR 
ausgeglichen. Allen Beschäftigten werden Umschu-
lungen ermöglicht und alternative Arbeitsplätze mit 
äquivalenten Arbeitsbedingungen im dann potenziell 
vorhandenen Verbund gemeinwirtschaftlicher Produk-
tionssektoren angeboten.
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Wirtschaftspolitische Flankierung, 
marktgestaltende Industriepolitik 
und Nachfragesteuerung
Um den Erfolg einer Vergesellschaftung zu ermög-
lichen, braucht es neben dem politischen Willen für 
einen Politikwechsel in der Industriepolitik auch flan-
kierende Maßnahmen, insbesondere auf der Verwen-
dungsseite, um kurz- und mittelfristig die Nutzung von 
lokalem, dekarbonisierten Stahl zu fördern und einer 
Stahlproduktion eine stabile Abnahme zu sichern. 

Der Stahlverbrauch könnte kurz- und mittelfristig 
unter anderem durch verbindliche Quoten für grünen 
Stahl in allen Bauprojekten und Infrastrukturvorhaben 
gesteuert werden. Gerade aus den Sektoren mit ho-
her öffentlicher Investitionsquote wie dem Bauhaupt-
gewerbe oder dem ÖPNV/Verkehrssektor könnten 
Nachfrageimpulse nach grünem Stahl kommen.  

Durch gezielte und ohnehin notwendige Maß-
nahmen, wie zum Beispiel den Ausbau öffentlicher 
Mobilität, lassen sich weitere lokale Absatzpotenziale 
mobilisieren, um Investitionen in grünen Stahl zu stüt-
zen. Auch industrielle Abnehmer sollten regulatorisch 
oder zumindest durch Zuschüsse zu einer festen 
Quote verpflichtet werden. 

Kurz- und mittelfristig müssen Konjunktur- und 
Investitionspakete in Erwägung gezogen werden, die 
vor allem Investitionen in die Klimaneutralität priori-
sieren, sowie zum Abbau des Sanierungsstaus beitra-
gen und dabei explizit die aktuell noch vorhandenen 
Mehrkosten von grünem Stahl berücksichtigen und 
abfedern. Dies kann ein wichtiger Beitrag sein, um ei-
ner Stahlindustrie in Gemeinwirtschaft die notwendi-
ge Nachfragesicherheit aus dem Inland zu geben, um 
ambitioniert die Dekarbonisierungsprojekte anzuge-
hen und das bereits aufgezeigte Henne-Ei-Problem 
zwischen Angebot und Nachfrage bei der Stahltrans-
formation zu lösen.

Um den notwendigen Wasserstoffhochlauf sinn-
voll zu koordinieren und insbesondere Investitionen 
in Wasserstoffproduktion sowie Netze mit dem rea-
len Bedarf der Industrie zu synchronisieren, braucht 
es sektorübergreifende Koordinationsmechanismen, 
also einen Ausbau von ökonomischer Koordination 
und Planung. Die Verwendung von Wasserstoff und 
der entsprechende Ausbau sollte ebenfalls durch öf-
fentliche Institutionen geplant werden, und es sollte 
damit ein den Klimazielen sowie der regionalen Ent-
wicklung dienlicher Hochlauf des Wasserstoffsektors 
angestoßen werden. 

Langfristig ist eine Ausweitung gemeinwirtschaft-
licher Formen in alle Bereiche der Industrie, Dienst-
leistungen und Daseinsvorsorge notwendig und 
wünschenswert, wodurch die inländische Nachfrage 
nach lokal produziertem, grünen Stahl nachhaltig sta-
bilisiert und öffentlich planbar wäre. Ein Verbund ge-
meinwirtschaftlicher Unternehmen erhöht politische 
Steuerungsfähigkeit und unterstützt den Transforma-
tionspfad der deutschen Industrie flankierend. Statt 
Planungssicherheit lediglich für private Investitionen 
zu bieten, sorgen öffentliche Planung, öffentliche Di-
rektinvestitionen und ein starker gemeinwirtschaft-
licher Sektor für die gesellschaftliche und ökono-
mische Sicherheit, die eine Beschleunigung der 
Klimatransformation braucht. 
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Die deutsche und europäische Stahlindustrie steht 
durch die Kombination von Überkapazitätskrise und 
Transformationsdilemma vor einem fundamentalen 
und ungelösten Problem. Die Kombination aus glo-
baler Überproduktion, sinkender Profitabilität und ho-
hen Investitionsanforderungen für grünen Stahl führt 
unter privaten Eigentumsverhältnissen strukturell zu 
Unterinvestition und schleichender Deindustrialisie-
rung. Die aktuellen Ansätze der Stahl- und Industrie-
politik werden dieser ökonomischen und politischen 
Herausforderung nicht ansatzweise gerecht und be-
deuten mittelfristig faktisch ein langsames Sterben 
der lokalen Stahlproduktion. Eine Vergesellschaftung 
der Stahlindustrie auf Grundlage von Art. 15 GG er-
öffnet demgegenüber die Möglichkeit, Dekarbonisie-
rung, Beschäftigungssicherung und regionale Wert-
schöpfung gemeinsam und planvoll zu organisieren. 

Die Vergesellschaftung der Stahlindustrie auf 
Grundlage von Art. 15 GG bietet die Möglichkeit, eine 
Transformationsstrategie entlang der Kernelemente 
öffentlicher Kontrolle, der Ausweitung der Mitbestim-
mung in den Betrieben, mit kluger, langfristiger In-
dustrieplanung und einem aktiven Transformations-

modell zu entwickeln. Dass die Stahlindustrie hierfür 
besonders geeignet ist, hängt mit ihrer Struktur als 
Grundstoffindustrie mit oligopolistischer Marktstruk-
tur, hohen Fixkosten, langen Investitionszyklen und 
Bedeutung als kritische Infrastruktur zusammen – Ar-
gumente, die schon in den 1980er Jahren Gewerk-
schaften und Teile der Arbeiter*innenbewegung zu 
Vergesellschaftungsforderungen veranlasst haben. 
Angesichts der heutigen Investitionsbedarfe für grü-
nen Stahl ist diese Strategie nicht nur aktuell, sondern 
dringlicher als je zuvor.  

Die unzureichenden Ergebnisse des jüngsten 
Stahlgipfels und die tendenzielle Schwäche der Ge-
werkschaften zeigen, dass der aktuelle korporatis-
tische Ansatz –  Verhandlungen mit der Kapitalseite 
bei weitgehend unverändertem Eigentumsregime  – 
die strukturellen Probleme nicht löst. Anstelle einer 
Unterordnung unter das Ziel globaler Wettbewerbs-
fähigkeit braucht es gerade in Zeiten existenzieller 
Herausforderungen ambitionierte, durchdachte und 
überzeugende Forderungen, die einen Weg nach 
vorne weisen, statt sich unter Anstrengung im Status 
quo zu arrangieren. 

6
Fazit und Forderungen
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Dem entgegen handelnd sollten sowohl Akteure aus der Gewerkschafts- sowie Klimabewegung als auch pro-
gressive Akteure in Parteien und Zivilgesellschaft sich auf folgende fünf miteinander verknüpfte Forderungen 
zur Zukunftssicherung der europäischen Stahlproduktion fokussieren: 

1. 	 Stahlindustrie vergesellschaften und in öffentliche Holding bringen

1.1. 	 Anwendung von Art. 15 GG auf die großen Stahlkonzerne, Überführung in Gemeinwirtschaft

1.2. 	 Gerechte Entschädigungszahlung unter Marktwert gemäß der zu tätigenden Investitionen, 
mögliche Einbeziehung von Klimafolgekosten

2. 	 Beschäftigung sichern – Mitbestimmung ausbauen

2.1. 	 Langfristige Beschäftigungsgarantien, tarifliche Absicherung, Qualifizierung- und 
Umschulung in öffentlicher Hand

2.2. 	 Demokratische Unternehmensverfassung mit erweiterter Mitbestimmung – Einbezug von 
Regionen und Zivilgesellschaft

3. 	 Klimatransformation durch öffentliches Eigenkapital beschleunigen

3.1. 	 Öffentliche Übernahme und Absicherung aktuell geplanter Dekarbonisierungsprojekte

3.2. 	 Öffentlicher und langfristig orientierter Investitionsfonds, der von kurzfristigen 
Renditeerwartungen unabhängig ist

4. 	 Abnahme grünen Stahls organisieren

4.2. 	 Kurzfristige Nachfrageimpulse durch öffentliche Beschaffung 

4.1. 	 Mittel- bis langfristig Verknüpfung mit ambitionierter Industriestrategie entlang von 
öffentlichem 4.2. Eigentum und öffentlichen Direktinvestitionen, Abnahme in allen zentralen 
Wertschöpfungsketten

5. 	 Globale Gerechtigkeit und Kooperation in den Fokus nehmen

5.1. 	 Langfristig Reduktion der Exportorientierung und Ausrichtung der Produktion auf 
bedarfsgerechte, regionale „Local-for-local“-Versorgung

5.2. 	 Zusammenarbeit mit anderen europäischen gemeinwirtschaftlichen Unternehmen mit dem 
Ziel solidarischer Kooperation und europäischer Planung

5.3. 	 Technologietransfer und globale, gerechte Kooperation ohne Profitinteresse
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